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Geleitwort 

Es handelt sich bei der vorliegenden Arbeit um eine rechtssystematische und ver-
fassungsrechtliche Untersuchung des von Anfang an höchst umstrittenen postrecht-
lichen Lizenzversagungsgrundes des § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PostG. Dieser Vorschrift 
kommt zentrale Bedeutung für den Prozeß der Postprivatisierung zu. Auf Grund der 
auf den ersten Blick befremdlich wirkenden wirtschaftsverwaltungsrechtlichen 
Atypizität der Norm wurden jedoch bereits während des Gesetzgebungsverfahrens 
zahlreiche verfassungsrechtliche  Bedenken gegen diese Regelung vorgebracht. 
Auch nach dem Inkrafttreten  der Vorschrift  am 1.1.1998 wurden wiederholt Zweifel 
an der verfassungsrechtlichen  Zulässigkeit der Norm geäußert. Gerade angesichts 
der wirtschaftsverwaltungsrechtlichen  Neuartigkeit des Lizenzversagungsgrundes 
§ 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PostG verdient die mit der vorgelegten Dissertation geleistete 
Pionierarbeit Anerkennung. Besonders hervorzuheben ist dabei das außergewöhnli-
che Verständnis, das die Verfasserin  für die (wirtschafts-)verfassungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen sowie die ökonomischen und wirtschaftsrechtlichen  und nicht 
zuletzt wettbewerbsrechtlichen Besonderheiten des Postprivatisierungsvorhabens 
entwickelt. 

Die Arbeit wurde mit dem jährlichen Stiftungspreis der Dr. Feldbausch-Stiftung 
(Landau/Pfalz) ausgezeichnet. Besonderer Dank gebührt dem Stifter Herrn 
Dr. Friedrich Feldbausch für die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Kunst 
und Kultur. Getreu seinem Motto „Leistung soll nicht nur gelobt, sondern auch be-
lohnt werden" hat Herr Dr. Feldbausch auch im Rahmen dieses Promotionsvorha-
bens die Publikation der Arbeit großzügig unterstützt. 

Saarbrücken, im Oktober 2000 Professor  Dr.  Rudolf  Wendt 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit hat im Sommersemester 2000 der Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaftlichen  Fakultät der Universität des Saarlandes als Dissertation 
vorgelegen. Die Untersuchung setzt sich im Schwerpunkt mit der Frage auseinan-
der, ob der Lizenzversagungsgrund des § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PostG den verfas-
sungsrechtlichen Prüfungsmaßstäben der Berufsfreiheitsgarantie  (Art. 12 Abs. 1 
GG), des Bestimmtheitsgebotes (Art. 20 Abs. 3 GG) sowie des allgemeinen Gleich-
heitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) genügt. Eine europarechtliche Würdigung der Vor-
schrift  erfolgt  im Rahmen eines Exkurses. 

Die Fertigstellung dieser Arbeit gibt mir Gelegenheit, all denen zu danken, die 
mich bei meinem Vorhaben unterstützt haben. Allen voran gilt mein besonderer 
Dank meinem verehrten Doktorvater, Herrn Prof.  Dr. Rudolf Wendt. Seiner fachli-
chen Betreuung und seinen wertvollen Hinweisen, mit denen er mir während der 
Ausarbeitung stets zur Seite stand, verdanke ich viel. Durch Diskussionsbereit-
schaft, Rat und konstruktive Kritik gelang es ihm immer wieder, den Fortgang der 
Arbeit zu fördern,  ohne den notwendigen gestalterischen Freiraum einzuschränken. 
Dafür herzlichen Dank. 

Herrn Prof.  Dr. Werner Meng gebührt Dank für die zügige Erstattung des Zweit-
gutachtens sowie die geschätzten Anregungen hinsichtlich der europarechtlichen 
Würdigung des Lizenzversagungsgrundes § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PostG. 

An dieser Stelle möchte ich es jedoch nicht versäumen, auch meinem verehrten 
Lehrer, Herrn Landgerichtspräsidenten Dr. Wolfgang Asmus, zu danken. Er legte 
den Grundstein meiner juristischen Ausbildung. Ohne sein Engagement wäre die 
vorliegende Arbeit nicht entstanden. Bedanken möchte ich mich schließlich bei all 
denen, die durch vielfältige Hilfestellungen fachlicher,  technischer und persönlicher 
Art zum Gelingen dieser Arbeit beigetragen haben. Zu nennen sind hier insbeson-
dere Herr Rechtsanwalt Otto H. Faul und Herr Oberstaatsanwalt Norbert Dexhei-
mer. Auch meinen Lehrstuhlkollegen, in deren Mitte ich diese Arbeit anfertigen 
durfte,  sowie der Sekretärin des Lehrstuhls, Frau Gudrun Brückmann, danke ich für 
die fürsorgliche  Unterstützung und ihre ermutigenden Worte. 

Ganz besonderer Dank gebührt jedoch meiner Familie, die ebenfalls die Anferti-
gung dieser Arbeit von Beginn an begleitet hat. Die Aufrechterhaltung  des „seeli-
schen Gleichgewichts" in allen Phasen der Ausarbeitung ist der Verdienst meiner 
Familie. Unermüdliche Geduld und liebevolle Rücksichtnahme gaben mir die Ge-
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lassenheit, die notwendig war, diese Arbeit erfolgreich  abzuschließen. Auch dafür 
herzlichen Dank. 

Die Veröffentlichung  der Dissertation wurde von der Vereinigung der Freunde 
der Universität des Saarlandes großzügig unterstützt. Allen Mitgliedern der Verei-
nigung und insbesondere Herrn Prof.  Dr. Torsten Stein danke ich für diese Förde-
rung sehr herzlich. 

Heike  Jochum 
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Α. Problemstellung 

I. Einführung 

Das am 1.1.1998 in Kraft  getretene Postgesetz (PostG)1 weist mit dem in § 6 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 PostG enthaltenen Lizenzversagungsgrund eine - soweit ersicht-
lich - vorbildlose Besonderheit2 auf, der intensive Auseinandersetzungen im Rah-
men des Gesetzgebungsverfahrens  und insbesondere in der parlamentarischen Dis-
kussion vorausgingen. Die Vereinbarkeit der Norm mit der Verfassung wurde bereits 
im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens  und auch nach dem Inkrafttreten  der Vor-
schrift  mehrfach in Frage gestellt. 

Nach der in letzter Minute in das Postgesetz aufgenommenen Norm ist die Ertei-
lung der begehrten Lizenz zu versagen, wenn: 

„...Tatsachen die Annahme rechtfertigen,  daß der Antragsteller die wesentlichen Arbeits-
bedingungen, die im lizenzierten Bereich üblich sind, nicht unerheblich unterschreitet". 

Es wurde geltend gemacht, diese für eine wirtschaftsverwaltungsrechtliche  Ge-
nehmigung höchst ungewöhnliche Regelung verletze die potentiellen Lizenznehmer 
in ihrem Grundrecht der Berufsfreiheit  (Art. 12 Abs. 1 GG)3. Die Vorschrift  sei nicht 
mit dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) vereinbar, da das durch sie 
statuierte Erfordernis  nur von den Konkurrenten4 der Deutsche Post AG erfüllt  wer-
den müsse, während der Deutsche Post AG in § 51 PostG per Gesetz eine Exklusiv-
lizenz erteilt worden sei und § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PostG insoweit keine Anwen-
dung finde5. Es wurden Bedenken geäußert, es handele sich um eine unzulässige 
sektorspezifische Regelung, die eine Materie zum Gegenstand habe, welche der Ge-
setzgeber ausschließlich im Rahmen der allgemeinen Arbeits- und Sozialgesetzge-
bung behandeln dürfe6. 

1 Gesetz vom 22.12.1997, BGB1.I, S.3294. 
2 Thomas  von Danwitz,  Alternative Zustelldienste und Liberalisierung des Postwesens: Eu-

ropa-, Kartell- und wirtschaftsverwaltungsrechtliche  Grundfragen der gestuften Liberalisie-
rung des Postwesens, Köln 1999, S. 114. 

3 Matthias  Ruffert,  Regulierung im System des Verwaltungsrechts, AöR 124 (1999), 237 
(268). 

4 Per 30.6.1999 waren 602 Lizenzen beantragt und davon 387 Lizenzen erteilt worden, vgl. 
Postmarkt im Jahre 1999 - Halbjahresbericht der Regulierungsbehörde für Telekommunika-
tion und Post 1999, S. 5 ff. 

5 Ludwig  Grämlich,  Ende Gut, alles gut? - Anmerkungen zum neuen Postgesetz; NJW 
1998, 866 (869). 

6 F.D.P. Bundestagsfraktion, Beschlußempfehlung und Bericht des Ausschusses für Post 
und Telekommunikation vom 7.10.1997, BT-Drucks. 13/8702, S.35; Dr.Max  Stadler  (F. D.P.), 

2 Jochum 
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Diese verfassungsrechtlichen  Bedenken sind Gegenstand der vorliegenden Ar-
beit. Die Frage, ob der Lizenzversagungsgrund des § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 PostG 
trotz seiner auf den ersten Blick befremdlich wirkenden „wirtschafts-verwaltungs-
rechtlichen Atypischkeit"7 den Anforderungen  der Verfassung genügt, bedarf  der 
Klärung. Diese erfordert  zunächst eine Betrachtung des den Regelungskomplex 
Postgesetz bestimmenden Gegenstandes - des Unternehmens Deutsche Post 
AG - und der ihn umgebenden Rahmenbedingungen. 

I I . Die Deutsche Post AG 
- Das Unternehmen -

1. Allgemeines 

Die Deutsche Post AG wurde am 1.1.1995 als Nachfolgeunternehmen des Staats-
unternehmens Deutsche Bundespost POSTDIENST gegründet8. Zeitgleich erfolgte 
eine grundsätzliche Öffnung  der bisherigen Monopolbereiche für Mitbewerber. Das 
Unternehmensumfeld der Deutsche Post AG erfuhr,  nicht zuletzt auf Grund der zu-
nehmenden Globalisierung der Postmärkte wie auch durch die zunehmende Substi-
tution traditioneller Postsendungen durch elektronische Kommunikationsmedien 
wie Fax, E-Mail und EDI, einen tiefgreifenden  Wandel9. Der Deutsche Post AG ge-
lang durch konsequente strategische Neuausrichtung hin zu einem markt- und er-
tragsorientierten Unternehmen der erfolgreiche  Start in die neue Selbständigkeit. 
Trotz der erheblich gewachsenen Wettbewerbsintensität und des schwierigen kon-
junkturellen Umfelds stiegen die Gesamterträge (Umsatzerlöse und sonstige Erträ-
ge) der Aktiengesellschaft im Geschäftsjahr 1995 um 200 Millionen DM auf 
28,6 Milliarden DM. Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit wuchs auf 
282 Millionen DM und konnte in den folgenden Jahren stetig und in beachtlichen 
Dimensionen verbessert werden. Im Geschäftsjahr 1996 erfolgte eine Steigerung 
auf 643 Millionen DM, im Jahr 1997 eine solche auf 758 Millionen DM, und im 
Jahr 1998 wurde ein Spitzen wert von 1.276 Millionen DM erreicht10. Die Anteile 
am Gesellschaftsvermögen befinden sich zu 100% in der Hand des Bundes11. 

Deutscher Bundestag, 197. Sitzung vom 9.10.1997, Plenarprotokoll 13/197, S. 17789; Gräm-
lich,  NJW 1998, 866 (869). 

7 Grämlich,  NJW 1998, 866 (869). 
8 Siehe zum Ganzen: Geschäftsberichte der Deutsche Post AG 1995,1996, 1997, 1998. 
9 Jürgen  Basedow,  in: Das neue Wirtschaftsrecht  der Postdienste, Heidelberg 1995, Einlei-

tung S. V; Sabine Neu, Marktöffnung  im nationalen und internationalen Postwesen: Der Dere-
gulierungszwang des Europäischen Gemeinschaftsrechts, Diss. München 1999, S.4ff. 

10 Geschäftsbericht der Deutsche Post AG 1998, Mehrjahresübersicht Konzern. 
11 Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) hat am 21.12.1999 vom Bund, vertreten durch 

die Bundesanstalt für Post und Telekommunikation, 50% minus eine Aktie des Grundkapitals 
der Deutsche Post AG übernommen. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau gehört jedoch eben-
falls überwiegend zum Vermögen des Bundes und zu einem geringen Teil zum Vermögen der 
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2. Geschäftsfelder 

Den mit Abstand größten Anteil am Umsatz, aber auch einen besonders großen 
Anteil am Umsatzzuwachs, hatte die Sparte Briefpost.  Exemplarisch sei das Ge-
schäftsjahr 1995 genannt. Der Umsatz in dieser Sparte belief sich auf ^ ^ M i l -
liarden DM, während die Umsätze in der Sparte Frachtpost lediglich 3,4 Milliar-
den DM erreichten. Entsprechend wurde mit dem Aufbau eines neuen Frachtpost-
systems (33 hochmoderne Frachtpostzentren mit optimierter Transportlogistik) 
begonnen. Der umsatzstärkste Bereich der Briefpost wurde dennoch in dem Kon-
zept der Neuausrichtung des Unternehmens nicht ausgespart. Auch hier wurde mit 
dem Aufbau eines neuen Produktionssystems („Brief  2000") begonnen. 83 Brief-
zentren sollen Gewähr für eine schnelle, sichere und kostengünstige Beförderung 
bieten12. 

Gegenstand der Neuausrichtung war weiter die Optimierung und Modernisierung 
des Postfilialnetzes sowie die Verbesserung der Sparte Internationale Post. Ausge-
hend von den vorhandenen Stärken der Post in den Bereichen Transport, Logistik 
und Kommunikation wurden Produkte und Dienstleistungen zur Erschließung neuer 
Geschäftsfelder  vorbereitet. Die Strategie des Unternehmens ist auf Internationali-
sierung durch den Ausbau des europäischen und internationalen Distributionsnet-
zes, Ausbau der Mehrwertlogistik durch das Angebot umfassender Logistiklösun-
gen und Erweiterung der Produktbasis durch „ganzheitliche Komplettlösungen aus 
einer Hand" in den Bereichen Paket, Express und Logistik gerichtet. 

3. Marktstellung 

Die Deutsche Post AG ist als einziger Anbieter eines vollständigen Produktport-
folios der Briefkommunikation auf dem Weg zum international führenden Brief-
kommunikations- und Logistikkonzern. In der Sparte Paket, Express, Logistik prä-
sentiert sich die Deutsche Post AG als Marktführer.  Die Position des Unternehmens 
am Markt gewinnt insbesondere durch zunehmende globale Präsenz an Gewicht. 
Besondere Erwähnung verdienen in diesem Zusammenhang das Joint Venture mit 
Securicor in Großbritannien/Irland, der Aufbau von Quickstep in Tschechien, die 
Übernahme von ΜΓΓ in Italien und Ducros Services Rapides in Frankreich, die Be-
teiligung am weltweiten Marktführer  in Expressleistungen DHL und der Erwerb des 
US-amerikanischen Briefunternehmens  Global Mail. Der Trend zur Ausweitung 
der globalen Präsenz setzt sich ungebrochen fort.  Im Dezember 1998 erfolgte ein 
Kaufangebot an den Schweizer Logistikkonzern DANZAS13, das 1999 zur Über-

Länder (Presseinformation der Kreditanstalt für Wiederaufbau vom 23.12.1999; Handelsblatt 
vom 24./25.12.1999, S.3). 

12 Geschäftsbericht der Deutsche Post AG 1995, Vorwort des Vorstandes, Lagebericht. 
13 Geschäftsbericht der Deutsche Post AG 1998, Vorwort des Vorstandes, Meilensteine 

1998. 

2* 


